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„Kündigung“ einverstanden erklärt habe. Hierzu wird 
von anderer Seite geltend gemacht, daß ein Einverständ­
nis mangels eines Angebotes auf eine Auflösung des 
Arbeitsrechtsverhältnisses in beiderseitigem Einverneh­
men allerdings nicht angenommen werden könne. Die 
Zustimmung des Gekündigten sei aber auch nicht er­
forderlich; denn die Kündigung sei eine einseitige, ledig­
lich empfangsbedürftige Erklärung, durch welche der 
Kündigende zum Ausdruck bringe, daß er das Arbeits­
rechtsverhältnis lösen wolle. Diese Willenserklärung 
könne nur durch fristgemäße Anrufung der Konflikt­
kommission bzw. des Arbeitsgerichts entkräftet werden. 
Diese Auffassung (Urteil des Bezirksarbeitsgerichts 
Erfurt vom 12. Januar 1954 — BA 67/53) ist bis in die 
letzte Zeit auch von anderen Arbeitsgerichten vertreten 
worden (Urteil des Kreisarbeitsgerichts Erfurt vom 
26. Juni 1956 — KA 151/56). Dort aber, wo irgendwelche 
Anhaltspunkte dafür vorhanden zu sein scheinen, daß 
der Werktätige nach der mündlich erklärten „Kündi­
gung“ nicht mehr mit dem Weiter bestehen des Arbeits­
rechtsverhältnisses gerechnet oder sich sogar bereit 
erklärt hat, es aufzugeben, berufen sich manche Arbeits­
gerichte auf das Zustandekommen eines „Aufhebungs­
vertrages“. Sie sind dann auch bereit, die Klagefrist 
vom Zeitpunkt des Abschlusses des „Aufhebungs­
vertrages“ an zu rechnen (Urteil des Kreisarbeits­
gerichts Erfurt vom 9. März 1955 — KA 104/55). Die 
Konstruktion eines „Aufhebungsvertrages“ soll also über 
die Verletzung der zwingenden Formvorschriften hin­
weghelfen.

B.
1. Um die Frage nach der Formbedürftigkeit richtig 

beantworten zu können, muß erkannt werden, daß 
das demokratische Arbeitsrecht mit der in der kapi­
talistischen Zeit bei den „Arbeitgebern“ beliebten 
Methode aufgeräumt hat, Unklarheit und Unsicher­
heit beim „Arbeitnehmer“ hervorzurufen. Es ist 
ungesetzlich, den Arbeiter im unklaren zu lassen, 
ob man ihm mit einer Kündigung nur gedroht hat 
oder ob eine Kündigung tatsächlich ernsthaft und 
bedingungslos erklärt worden ist. Der jahrzehnte­
lange Kampf der Arbeiterklasse und ihrer Gewerk­
schaften um die Einführung der Schriftlichkeit der 
Kündigung in Tarifverträgen hat zu dem Ergebnis 
geführt, daß in § 5 Satz 2 KündVO die Schriftlich­
keit der Kündigung gesetzlich vorgeschrieben ist. 
Sie ist daher gesetzlich vorgeschriebene Form im 
Sinne des § 125 BGB. Schon deshalb ist eine nicht 
schriftliche Kündigung nichtig, d. h. von vornherein 
und absolut ungültig und unwirksam, ohne daß es 
einer Feststellung der Ungültigkeit durch eine An­
fechtung bedarf.
Zu bemerken ist, daß unter Kündigung die so­
genannte fristgemäße Kündigung, unter Entlassung 
die einseitige fristlose Aufhebung des Arbeitsrechts­
verhältnisses ( § 1 1  KündVO) verstanden wird und 
daß die in dieser Richtlinie für die Kündigung dar- 
gelegten Grundsätze auch für die Entlassung gelten, 
soweit nichts anderes ausgeführt wird.

2. Dadurch, daß der Gesetzgeber für die Kündigung 
die Schriftform verlangt, versagt er der nicht schrift­
lich erklärten Kündigung die Wirksamkeit im 
Sinne ihrer Gültigkeit.
a) Die Auffassung, der Begriff der Nichtigkeit, d. h. 

einer Unwirksamkeit, zu deren Herbeiführung 
es rechtlich einer Anfechtung oder sonstigen 
weiteren Erklärung nicht bedarf, sei dem Arbeits­

recht oder doch der KündVO fremd, letztere 
kenne nur die Herbeiführung der Unwirksam­
keit durch Klagerhebung in dem in § 12 be- 
zeichneten Falle, ist unrichtig.

Nichtig ist z. B. eine Kündigung, die von einer 
hierzu offensichtlich nidit befugten Person aus­
gesprochen wird. Nichtig ist auch die Kündigung 
durch einen Geschäftsunfähigen. Während es 
aber in dem letzteren Fall oft aus tatsächlichen 
Gründen der Feststellung der Geschäftsunfähig­
keit durch negative Feststellungsklage bedürfen 
wird, steht im Falle einer mündlichen „Kündi­
gung“ deren Nichtigkeit von vornherein fest. Da 
also überhaupt keine Zweifel darüber bestehen 
können, ob schriftlich oder mündlich gekündigt 
worden ist, und andererseits die Schriftform der 
Kündigung dem Schutz der Werktätigen dient, 
ist § 125 BGB auf das Arbeitsrecht unbedenklich 
anzuwenden. Daß der Gesetzgeber die Schrift­
lichkeit als ein Formerfordernis ansieht, dessen 
Fehlen der „Kündigung“ jede Rechtsfolge ver­
sagt und das Bestehen einer Kündigungserklä­
rung überhaupt verneint, ergibt sich auch aus 
dem Wortlaut des § 5 Satz 2 KündVO, daß die 
Kündigung schriftlich unter Angabe von Grün­
den „erfolgt“. Fehlt die Schriftlichkeit, so liegt 
überhaupt keine Kündigung vor.

b) Der Sinn und Zweck der Vorschrift der Schrift­
lichkeit ist, Rechtssicherheit zu gewährleisten. Die 
Rechtssicherheit verlangt aber, daß der Inhalt 
einer so wichtigen Erklärung wie der Kündi­
gung eines Arbeitsrechtsverhältnisses einwand­
frei feststeht. Bei mündlichen Erklärungen kann 
Streit darüber entstehen, was erklärt wurde. In 
diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, 
daß gelegentlich Unternehmer Vorgaben, Äuße­
rungen von Arbeitern oder Angestellten, die in 
der Erregung eines Streites gefallen waren, seien 
eine Kündigung. In neuerer Zeit hat ein Kreis­
arbeitsgericht das Fernbleiben einer Arbeiterin 
vom Arbeitsplatz als Antrag auf Abschluß eines 
Auflösungsvertrages umgedeutet. Es ist zu be­
fürchten, daß ähnliche Fälle als Kündigung be­
trachtet werden. Es muß aber auch verhindert 
werden, daß der Werktätige vorschnell und un­
bedacht etwa aus Verärgerung im Verlaufe einer 
vielleicht provozierten Auseinandersetzung selbst 
mündlich eine Kündigung ausspricht, die er bei 
ruhiger Überlegung, zu der ihn die schriftliche 
Formulierung der Kündigung veranlaßt hätte, 
unterlassen haben würde. Das Erfordernis der 
schriftlichen Formulierung schützt auch den Be­
trieb vor unbedachten Maßnahmen. Es kommt 
hinzu, daß mündliche Kündigungserklärungen oft 
unklar sind. Der Beschäftigte würde sich daher 
in diesen Fällen bei Klagerhebung der Ein­
wendung des Betriebes aussetzen, es liege keine 
Kündigung vor, die Betriebsleitung, die ja die 
Bestimmung des § 5 KündVO sehr wohl kenne, 
hätte selbstverständlich eine formwidrige Kündi­
gung niemals erklärt. Unterließe er aber die 
Klage, so könnte die Folge sein, daß ihm der 
Betrieb nach Ablauf der Klagefrist erklärt, das 
Arbeitsrechtsverhältnis habe nunmehr sein Ende 
gefunden.
Um alle diese Unsicherheiten mit ihren beson­
ders für die Werktätigen nachteiligen Folgen 
auszuschalten, hat der Gesetzgeber für die Kündi-


